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Entsprechenserklärung zum Deutschen Corporate Governance Kodex  

(§ 161 des deutschen Aktiengesetzes) 

 

Der Vorstand und Aufsichtsrat der Jumia Technologies AG (die „Gesellschaft“) erklären, dass die 

Gesellschaft den Empfehlungen des Deutschen Corporate Governance Kodex in der Fassung vom 

7. Februar 2017 (veröffentlicht am 24. April 2017 und in der berichtigten Fassung veröffentlicht am 

19. Mai 2017) (der „Kodex“) seit dem 12. April 2019, dem Tag der erstmaligen Zulassung der Aktien 

der Gesellschaft zum Handel an einem regulierten Markt,  entspricht und beabsichtigt, auch zukünftig 

zu entsprechen, wovon jedoch folgende Punkte ausgenommen sind: 

 

• Ziffer 3.8 Absatz 3 des Kodex 

 

Ziffer 3.8 Absatz 3 des Kodex empfiehlt, dass in dem Falle, in dem die Gesellschaft  eine D&O-

Versicherung (die „D&O Versicherung“) für den Aufsichtsrat abschließt, diese einen 

Selbstbehalt von mindestens 10 % des Schadens bis mindestens zur Höhe des Eineinhalbfachen 

der festen jährlichen Vergütung des Aufsichtsratsmitglieds erfassen soll. Die D&O-

Versicherung der Gesellschaft sieht für die Aufsichtsratsmitglieder einen solchen Selbstbehalt 

nicht vor, da die Mitglieder des Aufsichtsrats diesen Anreiz nicht benötigen, um ihren 

Sorgfaltspflichten in angemessenem Maße nachzukommen.  

 

• Ziffer 4.2.1 Satz 1 des Kodex 

 

Ziffer 4.2.1 Satz 1 des Kodex empfiehlt, dass der Vorstand einen Vorsitzenden oder einen 

Sprecher haben soll. Der Vorstand der Gesellschaft besteht gegenwärtig aus zwei Co-Chief 

Executive Officers. Der Aufsichtsrat ist der Ansicht, dass diese beiden Mitglieder effizient und 

kollegial zusammenarbeiten können, ohne dass einer der beiden formal zum Vorsitzenden 

bestellt wäre.  

 

• Ziffer 4.2.3 Absatz 2 Satz 3 und 7 des Kodex 

 

Gemäß Ziffer 4.2.3 Absatz 2 Satz 3 des Kodex sollen variable Vergütungsbestandteile 

grundsätzlich eine mehrjährige Bemessungsgrundlage enthalten, die im Wesentlichen 

zukunftsbezogen sein soll. Ziffer 4.2.3 Absatz 2 Satz 7 des Kodex empfiehlt, dass variable 

Vergütungsbestandteile auf anspruchsvolle und relevante Vergleichsparameter bezogen sein 

sollen. Die Gesellschaft verfügt über drei Anreizprogramme: Das Option Program 2016, das 

Stock Option Program 2019 und das Virtual Restricted Stock Unit Program 2019. 

  

Das Option Program 2016 ist ein aus mehreren Tranchen bestehendes älteres Programm, das 

zwar zumeist bestimmte Bedingungen für die Unverfallbarkeit (z.B. sog. cliff periods, 

Rentabilitätsziele oder Bedingungen für einen sog. exit) vorsieht, aber keine mehrjährige 

Bemessungsgrundlage enthält und zudem nicht alle Tranchen mit Vergleichsparametern 

versieht. Die Ausgabe von Call-Optionen gemäß dem Optionsprogramm 2016 endete im 

Dezember 2018; eine mehrjährige Bemessungsgrundlage sowie ein Mindestleistungsziel auf 

Basis des Bruttowarenwertes (gross merchandise value) des Jumia-Konzerns wurden in das 

Stock Option Program 2019 aufgenommen. Im Rahmen des Stock Option Program 2019 kann 

der Aufsichtsrat weitere Leistungsziele für eine Gewährung von Aktienoptionen an den 

Vorstand  bestimmen. 

 

Im Rahmen des Virtual Restricted Stock Unit Program 2019 können virtuelle Aktieneinheiten 

(virtual restricted stock units) ausgegeben werden, welche nach Ablauf eines Jahres nach dem 

Gewährungsdatum unverfallbar werden, sofern nicht der Gewährungsvertrag einen längeren 

Zeitraum vorsieht. Die Unverfallbarkeit steht unter der Bedingung eines bestehenden 

Arbeitsverhältnisses mit uns und wird während Zeiträumen, in denen der Teilnehmer nicht für 

uns arbeitet und wir kein volles Entgelt schulden, ausgesetzt. Es bestehen keine Leistungsziele. 
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Das Virtual Restricted Stock Unit Program 2019 ergänzt das Stock Option Program 2019 um 

eine kurzfristige Komponente. Wir sind der Ansicht, dass eine solche ergänzende kurzfristige 

variable Komponente für uns als internationales Unternehmen notwendig ist, um kompetente 

und engagierte Mitarbeiter für uns gewinnen und halten zu können. 

 

• Ziffer 4.2.3 Absatz 2 Satz 6 des Kodex 

 

Ziffer 4.2.3 Absatz 2 Satz 6 des Kodex empfiehlt, dass die Vergütung insgesamt und 

hinsichtlich ihrer variablen Vergütungsteile betragsmäßige Höchstgrenzen aufweisen soll. 

Weder die Gesamtvergütung, noch die variablen Vergütungsteile der Vorstandesmitglieder 

weisen Höchstgrenzen auf. Der größte Teil der variablen Vergütungskomponente besteht aus 

Aktienoptionen, die im Regelfall durch Aktien der Gesellschaft bedient werden. Entsprechend 

würden unsere Vorstandsmitglieder bei Ausübung dieser Aktienoptionen wie unsere Aktionäre 

vollständig an jeder Entwicklung des Aktienkurses der Gesellschaft (vertreten durch American 

Depositary Shares) teilnehmen. Die Gesellschaft ist der Ansicht, dass die Natur eines variablen 

Vergütungsbestandteils eine Begrenzung dieser Form der Vergütung der Höhe nach nicht 

zulässt. Das primäre Ziel einer variablen Vergütung ist die Schaffung von Mehrwerten für 

unsere Aktionäre, indem das Interesse der Mitglieder des Vorstands mit den Langzeitinteressen 

unserer Aktionäre in Übereinstimmung gebracht wird. Dies entspricht darüber hinaus auch US-

Marktstandards. Eine Höchstbegrenzung würde die Übereinstimmung von Vorstands- und 

Aktionärsinteressen einschränken.  

 

• Ziffer 4.2.3 Absatz 5 des Kodex 

 

Ziffer 4.2.3 Absatz 5 des Kodex empfiehlt, dass Zusagen für Leistungen aus Anlass der 

vorzeitigen Beendigung der Vorstandstätigkeit infolge eines Kontrollwechsels (Change of 

Control) 150 % des Abfindungs-Caps nicht übersteigen sollen. Die Dienstverträge der 

Mitglieder des Vorstands und die Anreizprogramme der Gesellschaft enthalten diese 

empfohlene Grenze nicht. Im Falle eines Kontrollwechsels kann das Vorstandsmitglied 

verlangen, dass ein Teil der dann von dem Mitglied gehaltenen ausstehenden und bereits 

unverfallbaren Aktienoptionen gegen eine Zahlung auf Grundlage des dann aktuellen, 

relevanten Aktienkurses aufgehoben wird. Diese Zahlung ist nicht durch eine 

Höchstbegrenzung beschränkt. Da eine vorzeitige Kündigung eines Dienstvertrages oder der 

Eintritt eines Kontrollwechsels außerhalb des Einflussbereichs des jeweiligen 

Vorstandsmitglieds liegen kann, hält der Aufsichtsrat eine Höchstbegrenzung nicht für 

geeignet, da es die Angleichung der Interessen von Vorstand und Aktionären im Umfeld eines 

Kontrollwechsels behindern würde. 

 

• Ziffer 4.2.5 Absatz 4 des Kodex 

 

Ziffer 4.2.5 Absatz 4 des Kodex empfiehlt, dass die dem Kodex als Anlage beigefügten 

Mustertabellen zur Offenlegung der Vorstandsvergütung verwandt werden sollen. Die 

Gesellschaft hat diese nicht verwendet und erwartet nicht, diese in Zukunft zu verwenden. Sie 

wird die Vorstandsvergütung im Einklang mit der US-Marktpraxis offenlegen. Außerdem wird 

erwartet, dass die Neufassung des Deutschen Corporate Governance Kodex die Mustertabellen 

nicht mehr enthalten wird. Daher würde die Einführung dieser Form der Offenlegung für eine 

sehr begrenzte Zeit aus Sicht der Gesellschaft mit unverhältnismäßigen Kosten verbunden sein. 

 

• Ziffer 4.3.3 Satz 4 des Kodex 

 

Ziffer 4.3.3 Satz 4 des Kodex empfiehlt, dass wesentliche Geschäfte mit einem 

Vorstandsmitglied nahe stehenden Personen oder Unternehmungen nur mit Zustimmung des 

Aufsichtsrates vorgenommen werden sollen. Die Geschäftsordnung des Vorstands der 

Gesellschaft schreibt vor, dass alle Geschäfte zwischen der Gesellschaft oder 
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Konzerngesellschaften auf der einen Seite und Vorstandsmitgliedern oder ihnen nahestehenden 

Unternehmungen auf der anderen Seite einem Drittvergleich standhalten müssen. Der 

Aufsichtsrat ist der Ansicht, dass diese Vorschrift die Interessen der Gesellschaft in 

ausreichendem Maße schützt.  

 

• Ziffer 6.2 des Kodex 

 

Ziffer 6.2 des Kodex empfiehlt, dass im Rahmen der laufenden Öffentlichkeitsarbeit die 

Termine der Veröffentlichungen der Geschäftsberichte und unterjährigen Finanzinformation 

sowie der Hauptversammlung, von Bilanzpresse- und Analystenkonferenzen in einem 

„Finanzkalender” mit ausreichendem Zeitvorlauf auf der Internetseite der Gesellschaft 

publiziert werden sollen. Für deutsche Aktiengesellschaften, die im Segment „Prime Standard” 

der Frankfurter Wertpapierbörse notiert sind, wiederholt diese Empfehlung hauptsächlich  

Zulassungsfolgepflichten. Da die Gesellschaft nicht an einem regulierten Markt in Deutschland, 

sondern ausschließlich an der New York Stock Exchange („NYSE“) notiert ist, folgt die 

Gesellschaft der US-Markpraxis und kündigt ihre bevorstehenden Ergebnisbekanntmachungen 

vorab durch Pressemitteilungen an. Das Datum einer Hauptversammlung wird in 

Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften des deutschen Aktiengesetzes sowie 

anwendbaren US-Regeln (einschließlich Regeln der NYSE) bekanntgegeben. 

 

• Ziffer 7.1.2 Satz 3 des Kodex 

 

Ziffer 7.1.2 Satz 3 des Kodex empfiehlt, dass der Konzernabschluss und der 

Konzernlagebericht binnen 90 Tagen nach Geschäftsjahresende, verpflichtende unterjährige 

Finanzinformationen binnen 45 Tagen nach Ende des Berichtszeitraums, öffentlich zugänglich 

sein sollen. Die Gesellschaft entsprach und wird zukünftig den gesetzlichen Vorschriften über 

Finanzberichterstattung des deutschen Rechts sowie den NYSE-Regeln entsprechen. 

Sicherzustellen, dass für alle Finanzberichte den strengeren Veröffentlichungszeiträumen nach 

dem Kodex entsprochen wird, würde derzeit die Kosten in Bezug auf finanzielle und personelle 

Ressourcen erhöhen. Der Vorstand und der Aufsichtsrat halten dies auch unter 

Berücksichtigung der US-Marktpraxis und des beschränkten zusätzlichen Werts für Investoren 

nicht für angemessen.  

 


